
Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 
 

 

 

 

 
 

Regierungsgebäude 

8510 Frauenfeld 

T +41 58 345 5310, F +41 58 345 5354 

www.tg.ch  

 

 

 

Staatskanzlei, Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 

 
 

 

 

Eidgenössisches 
Departement des Innern 
Herr Alain Berset 
Bundespräsident 
3003 Bern 

 

 

Frauenfeld, 2. Oktober 2018 
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Vernehmlassung 

 
 
Sehr geehrter Herr Bundespräsident 

 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zur Stabilisierung der AHV (AHV 21) Stellung 
nehmen zu können. Die Regierung des Kantons Thurgau erachtet die Stossrichtung der 

vorgeschlagenen Massnahmen als zielführend und begrüsst die Reform AHV 21. Im 
Einzelnen danken wir für die Berücksichtigung folgender Bemerkungen: 
 

I. Allgemeine Bemerkungen 

Die Vorlage sieht in der Hauptsache vier Massnahmen zur Erhaltung des Leistungsni-
veaus und zur Sicherung des finanziellen Gleichgewichts der AHV vor: 

1. Angleichung des Referenzalters für Frauen und Männer auf 65 Jahre; 
2. Ausgleichsmassnahmen für die Referenzalterserhöhung bei den Frauen; 
3. Flexibilisierung des Rentenbezugs resp. Anreizmassnahmen zur Weiterführung 

der Erwerbstätigkeit nach 65 Jahren; 
4. Zusatzfinanzierung zu Gunsten der AHV. 

 

Der Regierungsrat des Kantons Thurgau erachtet sowohl die Zusatzfinanzierung zu-
gunsten der AHV (Massnahme 4) als auch die Angleichung des Referenzalters für 
Frauen und Männer auf 65 Jahre als notwendig (Massnahme 1).  

 
Als Ausgleichsmassnahme für die Referenzalterserhöhung bei den Frauen (Massnah-
me 2) bevorzugen wir die Variante 1 (Modell 400 Millionen) aufgrund der folgenden 

Überlegung: Diese Ausgleichsmassnahmen sollen insbesondere Frauen mit tiefen Ein-
kommen zugutekommen, deren Rentenerwartung tief wäre und die sich deshalb einen 
Rentenvorbezug kaum leisten könnten. Von der Harmonisierung des Referenzalters 

sind jene Jahrgänge am stärksten betroffen, die kurz vor dem Erreichen des Referenz-
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alters stehen und sich deshalb teilweise nur ungenügend auf die längere Erwerbsdauer 
vorbereiten können. Die in dieser Variante vorgeschlagenen Ausgleichsmassnahmen 

kommen denjenigen Frauen zugute, die ihre Erwerbstätigkeit nicht bis zum neuen Refe-
renzalter ausüben werden, indem die permanenten Kürzungen auf ihren zukünftigen 
Renten abgefedert werden. Im Hinblick auf die angespannte finanzielle Situation der 

AHV ist die kostengünstigere Variante 1 zu bevorzugen, da sie die Folgen für die Frau-
en mit den unmittelbar betroffenen Jahrgängen gezielt abfedert. Jedoch ergibt sich kei-
ne begründete Notwendigkeit, denjenigen Frauen, welche bis zum neuen Referenzalter 

arbeiten können, aufgrund einer angepassten Rentenformel gemäss Variante 2 höhere 
Renten auszubezahlen. 
 

Bezogen auf eine Flexibilisierung des Rentenbezugs (Massnahme 3) ist mit Blick auf 
heutige Lebens- und Arbeitsformen zu begrüssen. Die Flexibilisierung war denn auch in 
der gescheiterten AHV 2020 einer der am wenigsten umstrittenen Teile. Um den indivi-

duellen Bedürfnissen der Versicherten in noch höherem Mass gerecht zu werden, 
scheint auch eine Erweiterung der bisher eingeschränkten Möglichkeiten eines vorzeiti-
gen Rentenbezugs sinnvoll. Im Hinblick auf die demografische Entwicklung ist es je-

doch auch unverzichtbar, Anreize zu setzen, damit Personen länger im Erwerbsprozess 
verbleiben. Die Vorlage setzt - insbesondere unter steuerrechtlichen Aspekten - aller-
dings einige Fehlanreize, auf die wir nachfolgend je Artikel hinweisen. 

 
 
II. Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 

Art. 13a und 13b E-BVG 

Art. 13a Abs. 1 E-BVG regelt die Möglichkeiten des Teilbezugs der Altersleistung in 
maximal drei Etappen im Rahmen der Teilpensionierung. Gemäss Art. 13b Abs. 2  

E-BVG muss der Teil der Altersleistung, der vor dem reglementarischen Referenzalter 
bezogen wird, mindestens 20 % der Altersleistung, koordiniert mit der AHV, betragen. 
Die Vorsorgeeinrichtungen sind jedoch frei, in ihrem Reglement eine grössere Anzahl 

Teilbezüge vorzusehen, und sie können einen Vorbezug von weniger als 20 % zulas-
sen. 
 

Wir weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Möglichkeit einer Teilpensi-
onierung in der Steuerpraxis im Rahmen einer konsolidierten Sichtweise und unter ge-
wissen Voraussetzungen seit ein paar Jahren bereits „zugelassen“ ist: Es muss sich um 

eine festgelegte und dauerhafte Reduktion des Beschäftigungsgrades, begleitet von ei-
ner entsprechenden Gehaltsreduktion, handeln. Der Vorbezug der Altersleistung muss 
im Verhältnis zur Reduktion des Beschäftigungsgrades erfolgen; die Teilpensionierung 

und ihre Bedingungen müssen im Vorsorgereglement verankert sein (vgl. Fall A. 1.3.8, 
Vorsorge und Steuern, Schweizerische Steuerkonferenz, Cosmos Verlag). Wir stellen in 
dieser Hinsicht mit Genugtuung fest, dass nach Art. 13b Abs. 1 E-BVG die vor dem Re-
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ferenzalter bezogene Teil-Altersleistung die Gehaltsreduktion nicht übersteigen darf, 
und halten fest, dass dies ein in der Steuerpraxis bereits entwickelter Grundsatz ist. 
 
Unsere Anmerkung betrifft jedoch grundsätzlich die Möglichkeit, eine Kapitalauszahlung 
in bis zu drei Teilbezügen gemäss Art. 13a Abs. 1 E-BVG vorsehen zu können. Auch 

wenn wir prinzipiell eine konsolidierte Betrachtungsweise, eingeführt durch Art. 13a 
Abs. 1 in fine E-BVG, begrüssen, sind wir skeptisch gegenüber der Möglichkeit von drei 
Rentenkapitalbezügen im Rahmen einer Teilpensionierung. 

 
Es muss in der Tat berücksichtigt werden, dass Kapitalleistungen gemäss Bundesge-
setz vom 14. Dezember 1990 über die Direkten Bundessteuern (Art. 38 DBG), gemäss 

Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemein-
den (Art. 11 Abs. 3 StHG) und den entsprechenden kantonalen Gesetzgebungen, einer 
von den übrigen Einkünften getrennten Besteuerung unterliegen, und zwar zu einem 

privilegierten Satz (Vorsorgesatz), was deutlich vorteilhafter ist als die Versteuerung der 
Altersrenten, die zusammen mit den anderen Einkünften versteuert werden. Im Fall von 
Kapitalbezügen in mehreren Etappen ist es möglich, die Progression in noch erhebli-

cherem Ausmass zu brechen. Dies bedeutet, dass die Versicherten nicht aus vorsorge-
rechtlichen Gründen Kapitalleistungen in Form von Teilbezügen wählen könnten, son-
dern aus Gründen der Steueroptimierung. 
 
Es sind steuerliche Anreize zu vermeiden, die Altersleistung in zu vielen Etappen zu 
beziehen. Wir sind deshalb der Meinung, die Kapitalauszahlung von Altersleistungen 

auf maximal zwei Bezüge zu limitieren: Diese Lösung, die der Praxis vieler kantonaler 
Steuerverwaltungen entspricht, wird auch von der Schweizerischen Steuerkonferenz 
befürwortet (Fall A. 1.3.8, a.a.O.). Hierbei werden Kapitalleistungen zur Bestimmung 

des Steuersatzes nicht kumuliert, sondern einzeln besteuert.  
 

Sollte gleichwohl eine grössere Staffelung von Kapitalleistungen (d. h. drei Kapitalleis-
tungen) am Ende dieser Vernehmlassung beibehalten werden, müsste innerhalb des 
Steuerrechts (StHG, DBG) eine gesetzliche Regelung geschaffen werden, die es den 

Steuerbehörden erlaubt, die Leistungen zur Bestimmung des satzbestimmenden Ein-
kommens während mehrerer Jahre (Steuerperioden, z. B. innerhalb einer Frist von fünf 
Jahren) zu kumulieren. Diese neue gesetzliche Regelung steuerlicher Natur sollte im 

Rahmen der AHV-Stabilisierungsvorlage (AHV 21) verabschiedet werden. 
 
Fälligkeit von Freizügigkeitsleistungen aus Freizügigkeitskonten und -policen 
(Einführung einer gesetzlichen Regel ins FZG oder in den Anwendungsverord-
nungen des BVG [FZO]) 

 
Es handelt sich um ein Begehren nach Ergänzung oder Präzisierung einer gesetzlichen 

Regelung des FZG, die nicht direkt im Vorprojekt zur Stabilisierung der AHV (AHV 21) 
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enthalten ist und welche die Fälligkeit von Freizügigkeitsleistungen aus Freizügigkeits-
konten oder -policen betrifft (andere zulässige Form zur Aufrechterhaltung der Vorsorge 

im Sinn von Art. 4 FZG). Dieser Zusatz rechtfertigt sich aus der Tatsache, dass die Vor-
lage AHV 21 den vorzeitigen und den aufgeschobenen Bezug von Altersleistungen aus 
der 2. Säule behandelt, zu denen auch Guthaben aus Freizügigkeitskonten oder  

-policen gehören. 
 
Zunächst muss festgehalten werden, dass Freizügigkeitskonten oder Freizügigkeits-

policen nur bestehen dürfen, wenn eine versicherte Person über ein Freizügigkeitsgut-
haben verfügt, das gemäss Art. 3 und 4, Abs. 2bis FZG nicht auf eine Vorsorgestiftung 
überwiesen werden muss (vgl. Art. 60a Abs. 3 BVV2, wonach der maximale Rück-

kaufsbetrag um die fraglichen Beträge vermindert wird). Wir möchten in diesem Zu-
sammenhang darauf hinweisen, dass die Steuerbehörden oft mit Fällen konfrontiert 
sind, in denen Freizügigkeitskonten oder -policen immer noch „in Kraft“ sind, obwohl sie 

in die aktuelle Vorsorgestiftung, bei der der Versicherte obligatorisch oder gegebenen-
falls freiwillig angeschlossen ist, überführt werden müssten (vgl. Art. 4 Abs. 1 BVG über 
die fakultative Versicherung von Selbständigen). 
 
Art. 16 Abs. 1 FZV sieht in seiner aktuellen Fassung vor, dass „Altersleistungen von 
Freizügigkeitspolicen und Freizügigkeitskonten frühestens fünf Jahre vor und spätes-

tens fünf Jahre nach Erreichen des Rentenalters nach Artikel 13 Absatz 1 BVG ausbe-
zahlt“ werden dürfen. 
 

Laut der aktuellen Meinung des BSV ist der Aufschub von Altersleistungen bis zum Al-
ter von 70 Jahren bei Männern und 69 Jahren für Frauen nicht an die Fortführung einer 

Erwerbstätigkeit geknüpft (vgl. Mitteilungen über die berufliche Vorsorge Nr. 30, Kom-
mentar zu Art. 16, S. 14), da Art. 16 FZV sich ausschliesslich auf den ersten Absatz von 
Art. 13 BVG bezieht, und nicht auch auf den zweiten Absatz dieses Artikels, der die 

vorzeitige oder aufgeschobene Pensionierung regelt. 
 
Steuerpflichtige können also den Zeitpunkt der Auszahlung von Altersleistungen aus ei-

nem Freizügigkeitskonto oder einer Freizügigkeitspolice zwischen einem Alter von 60 
bis 70 Jahren (respektive 59 und 69 Jahre bei Frauen; Fall A.5.3.1. a.a.O.) frei wählen. 
 

Die freie Wahl des Auszahlungszeitpunkts scheint aber nicht gerechtfertigt: Sowohl bei 
der beruflichen Vorsorge (vgl. Art. 13 Abs. 2 und 33b BVG; letzterer ist am 1. Januar 

2001 in Kraft getreten) als auch bei der Säule 3A (vgl. Art. 7 Abs. 3 in fine BVV3, in 
Kraft seit 1. Januar 2008) ist der Aufschub des Auszahlungszeitpunkts von Altersleis-
tungen über das ordentliche Rentenalter hinaus (bzw. Referenzalter laut Art. 13 Abs. 1 

E-BVG) nur im Falle einer Fortführung der Erwerbstätigkeit bis zu deren Aufgabe mög-
lich. Es gibt keinen Grund für eine abweichende Regelung auf dem Gebiet von Freizü-
gigkeitskonten oder -policen. 
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In steuerlicher Hinsicht geht es um die Vermeidung einer Zerstückelung der Alters-
leistungen durch die Möglichkeit, Rentenkapital aus einer Vorsorgeeinrichtung zu be-

ziehen und dieses in ein Freizügigkeitskonto oder eine Freizügigkeitspolice für unter-
schiedliche Jahre (Steuerperioden) – unter Einhaltung von Art. 3 und 4 Abs. 2bis FZG – 
einzuzahlen, was zu einer Brechung der Steuerprogression führt. Wir sind der Ansicht, 

dass das FZG (z. B. Art. 4 FZG, über den Vorsorgeschutz in anderer Form) dahinge-
hend modifiziert werden müsste, den Aufschub von Altersleistungen aus Freizügigkeits-
konten oder -policen nur im Falle der Fortführung einer Erwerbstätigkeit bis zu deren 

Beendigung zu gestatten. 
 
Sollte eine solche Regelung aus Gründen der Rechtssystematik nicht direkt im FZG 
verankert werden können, ist es zwingend erforderlich, Art. 16 Abs. 1 FZV zu modifizie-
ren, wie vorhergehend im Rahmen der Änderung der Reglemente und Verordnungen 
über die AHV und die berufliche Vorsorge im Zusammenhang mit der Vorlage AHV 21 
ausgeführt. 
 
Art. 79b Abs. 1, Abs. 1bis und Abs. 2 E-BVG – Einkäufe in die berufliche Vorsorge 

 
Wir nehmen zur Kenntnis, dass eine Kompetenzdelegation an den Bundesrat vorgese-

hen ist in Art. 79b Abs. 2 Bst. a E-BVG betreffend Personen, die im Zeitpunkt, in dem 
sie den Einkauf verlangen, nie einer Vorsorgeeinrichtung angehört haben (vgl. Art. 60b 
BVG, welcher diese Frage bereits gegenwärtig regelt) und betreffend Personen, welche 

eine berufliche Vorsorgeleistung beziehen oder bezogen haben (Art. 79b Abs. 2 Bst. b 
E-BVG). Wir unterstützen vollumfänglich den Inhalt des erläuternden Kommentars 
(S. 84), der festhält, dass Personen, die bereits eine Altersleistung in Form einer Rente 

beziehen oder schon eine Kapitalleistung erhalten haben, nicht die Möglichkeit haben 
sollen, wieder eine vollständige Vorsorge mittels abzugsfähiger Einkäufe aufzubauen. In 
diesen Fällen muss die laufende Rente oder die ausbezahlte Kapitalleistung zur Be-

stimmung der Möglichkeiten eines Einkaufs berücksichtigt werden. 
 
Wie danken für die Gelegenheit der Vernehmlassung und für die Berücksichtigung der 

vorstehenden Überlegungen.  
 
 

Mit freundlichen Grüssen 
 
Die Präsidentin des Regierungsrates 

 
 
 

 
Der Staatsschreiber 


